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Ostber lin besteht die Probe nicht
Vergleich der Lebensverhälinisse in der gespaltenen Stadt

Je ferner aber die Menschen 
von Ostberlin oder der Sow jet­
zone wohnen, das g ilt  teilweise

Eine DGB-Üenksciirifi

schon fü r die Bundesrepublik, 
um so w en iger sind sie m it dem 
traurigen A llta g  der Deutschen 
in  diesen Gebieten vertraut. 
Zwar wissen auch sie, daß der 
Lebensstandard der Arbeitneh­
mer in der Sowjetunion weit 
schlechter ist als in  den führen­
den Industriestaaten des W e ­
stens. Selbst m it dem Kommu­
nismus sympathisierende M os­
kaufahrer können das nicht be­
streiten. Sie pflegen aber zu er­
widern, daß die Lebensverhält­
nisse in den Staaten des Sow jet­
blocks nicht m it USA, England, 
Frankreich oder Deutschland 
verglichen werden dürften, son­
dern m it den „rückständigen 
Zuständen", die dort früher ge­
herrscht haben: im  Vergleich da­
m it seien die Fortschritte un­
verkennbar.

D ie von Pankow  in Ostberlin 
und der Sowjetzone geschaffenen 
Lebensverhältnisse lassen sich 
aber nicht, m it der Ausrede be­
schönigen, daß es in diesen Ge­
bieten schon in der Vorkriegs­
zeit v ie l schlechter gewesen sei. 
N icht einmal die Startbedingun­
gen der Gebiete waren unter­
schiedlich, als es 1945 zur Zonen­
teilung und 1948 zum gespalte­
nen Berlin  gekommen ist. Aus 
diesem Grunde sind die V er­
gleiche zwischen Sowjetzone und 
Westdeutschland zwischen Ost- 
und W estberlin  ein so vorzüg­
liches Studienobjekt, das an 
Hand der DGB-Denkschrift zu 
studieren alle schwankenden 
„Neutralisten“ und „Sym pathi­
sierenden“ in a ller W e lt drin­
gend ans H erz gelegt werden 
kann. H ier  sind die großen Un­
terschiede der Lebenshaltung, 
die seit 1943 zugunsten des W e­
stens eingetreten sind, m it der 
Hand zu greifen. W eder durch 
eine unterschiedliche Vergangen­
heit, noch durch Bildungs- oder 
Begabungsunterschiede der Be­

in  der letzten W oche ist 
eine Denkschrift des Berliner 
DGB veröffentlicht worden, 
die in  der ganzen W e lt  ver- J 
breitet werden sollte. F ü r j 
die W estberliner brachte die 
Denkschrift keine sensatio­
nellen Neu igkeiten ; denn 
hier kennt man den großen 
Unterschied der Lebensver­
hältnisse zwischen Ostberlin 
und der Sowjetzone im  Ge­
gensatz zu W estberlin  und 
der Bundesrepublik aus eige­
ner Anschauung. A ber für 
Ostberlin und die Zone ent­
hält sie doch sehr aufschluß­
reiches Material.

völkerung, noch durch ein un­
terschiedliches N iveau der w irt- 
schaftlichenVorbedingungen sind 
sie erklärbar. Solche Gründe 
mögen fü r ein ige andere Sow jet­
staaten im  Vergleich  zum W e­
sten eine R o lle  spielen. Das Zu­
rückbleiben der Sowjetzone und 
Ostberlins in  den Lebensver- 
hältnissen, w ie es von der DGB- 
Denkschrift nachgewiesen w ird , 
ist nur durch das schlechtere 
W irtschafts- und Sozialsystem 
erklärbar, dem sich Pankow  
verschrieben hat.

29 v, H. weniger zum Leben 
.Welche Ergebnisse und E r ­

kenntnisse verm ittelt nun die 
Denkschrift des Berliner DGB? 
Nehmen w ir  das W ichtigste vor­
w eg : die Ostberliner A rbeiter­
fam ilie kann sich im  Durch­
schnitt nur 71 Prozen t des L e ­
bensbedarfs leisten, den sich 
eine W estberliner Arbeiterfam i­
lie m it ihrem Verdienst ver­
schaffen kann. In  der Denk­
schrift heißt es dazu: „D ie E r­
gebnisse lassen eindeutig erken­
nen, daß nicht der formale E i­
gentumstitel des in der Diktatur 
entmündigten Volkes an den F a ­
briken, sondern nur die L e i­
stungsfähigkeit der Industrie

und der durch die unabhängi­
gen Gewerkschaften gesicherte 
A n te il der Arbeitnehm er an* den 
Produkten der W irtschaft fü r 
den sozialen Standard des A r ­
beitnehmers entscheidend sind. 
K e in  Sklavenhalter hat Seine A r ­
beitssklaven je  verhungern la s­
sen, er gab ihnen aber auch 
niemals mehr als den notwen­
digsten Bedarf, es sei denn, sie 
sollten ihre H erren  öffentlich 
repräsentieren.“

Neben dem hauptsächlichsten 
Ergebnis eines Zurückbleibens 
der Lebenshaltung in  Ostberlin 
um 29 Prozen t hinter W estberlin 
sind noch vie le andere Erkennt­
nisse gewonnen worden. D ie  T a ­
riflöhne in W estberlin  (wobei 
D M  W est und Ost gleichgesetzt 
w erden) liegen  z. B. durch­
schnittlich um  16,9 Prozen t über 
denen Ostberlins, d ie effektiven 
Stundenverdienste sind aber in 
W estberlin  nur um 5 Prozen t 
höher. In  Ostberlin w ird  näm­
lich häufiger in  A kkord gearbei­
tet, w obei in fo lge von Störungen 
und M aterialm angel die V er­
dienste ln  Ostberlin v ie l stärke­
ren Schwankungen ausgesetzt 
sind als im  W esten. D ie  Zulas­
sung höherer übertariflicher 
Verdienste durch eine verhält­
nismäßig „groß zü g ige“  Norm en- 
b estimmung führt der DGB zum 
T e il au f d ie Nachwirkungen des
17. Juni zurück, zum T e il auf 
die Furcht der Ostberliner V e r ­
waltungen vor der Abwanderung 
hochqualifizierter K räfte.

D ie Verdienste in  Geld, so 
w ird  in der Denkschrift festge­
stellt, dürften sich in fo lge  die­
ser verschiedenen Ursachen (Ak­
kord, höhere übertarifliche V er­
dienste in Ostberlin, längere A r ­
beitszeit) im  Durchschnitt gleich 
hoch sein, wobei die ungelern­
ten A rbeiter und die im  Zeit­
lohn Beschäftigten in  Ostberlin 
schlechter fahren, ein ige Spezia­
listen besser gestellt sind, 
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Dreihlang der 
V ernunft

BT. In Senf hat die Diskus­
sion begonnen. Selbst wenn man 
von der Frage der Wiederver­
einigung und ihrem unlösbaren 
Zusammenhang mit der Sicher­
heitsfrage absieht, wenn man 
also das Problem der Sicherheit 
isoliert betrachtet, dann ergibt 
sich bei mancher Übereinstim­
mung doch ein ost-westlicher 
Gegensatz, der schwer lösbar 
ist. Er liegt vor allem darin, 
daß der sowjetische Sicherheits- 
plaa militärische Koalitionen 
der Vertragspartner verbietet, 
während der westliche Vor­
schlag die Fortdauer der NATO 
und die Mitgliedschaft eines 
vereinten Deutschlands voraus­
setzt

Es wäre leicht, über die Auf­
lösung der NATO zu sprechen, 
wenn die Teilnehmer des an­
gestrebten Paktes auf b e i ­
d e n  Seiten freie und unabhän­
gige Staaten wären. Dast ist 
leider nicht der Fall. Selbst 
wenn die NATO aufgelöst würde 
und der Ostblock als militärische 
Organisation verschwände, — 
immer noch bliebe der Ostblock 
als ein von Moskau politisch 
vollkommen beherrschtes und 
also auch militärisch verwertba­
res Staatengebilde bestehen. In 
dem Bereich dieses Satelliten­
blocks sind und bleiben die 
Staaten und ihre kommunisti­
schen Parteien vollkommen iden­
tisch und der zentralen Len­
kung Moskaus unterworfen. 
Wenn es möglich wäre, diese 
Satelliten in den Rang wirklich 
freier und unabhängiger Staa­
ten zu erheben, in denen die 
Regierungen wirklich aus „Wah­
len“ hervorgehen, dem Parla­
ment wirklich verantwortlich 
sind und wirkliche Handlungs­
freiheit besitzen, dann wäre es 
kein Risiko, auf militärische 
Sonderbindungen innerhalb de3 
Sicherheitspaktes zu verzichten. 
Aber gerade diese Freiheit wird 
Moskau den ihm hörigen Län­
dern nicht gewähren wollen. Es 
gibt nämlich keine Diktatur der 
Welt, die dem demokratischen

Stimmzettel auf die Dauer 
widerstehen kann.

Bie Kraft des Stimmzettels
Wir haben für diese Wahr­

heit wieder einen Beweis erfah­
ren, den die Saarländer mit der 
Kraft des freien Stimmzettels 
erbracht haben. Dieses deutsche 
Gebiet hat sich nicht selbst eine 
Verfassung gegeben, sondern 
sia war ihm hoch von oben her, 
von Johannes Hoffmann und 
Grandval, aus dem Dunkel 
einer Kommission auferlegt 
worden. Die Präambel der Ver­
fassung verfügte, ohne daß dis 
Bevölkerung befragt worden 
wäre, die Trennung von 
Deutschland und den wirtschaft­
lichen Anschluß an Frankreich. 
Die Verfassung sicherte in hüb­
schen Formulierungen alle Frei- 
heitsrechta des demokratischen 
Staatsbürgers, wie sia in der 
freien Welt üblich sind. Nur 
waren diese Freiheitsrechte in 
der Praxis der kleinen Saar­
diktatur teilweise beschränkt 
und teilweise sogar ungültig. 
Es gab keine Vereinigungsfrei­
heit, keine Pressefreiheit und 
deshalb auch keine freie öffent­
liche Meinung.

In der gleichen Stunde nun, 
in der diese selbstverständlichen 
Freiheiten auf Grund des Saar­
abkommens dem Lande zurück­
gegeben wurden, hatte Johannes 
Hoffmann den Kampf verloren. 
Er hatte ihn zum zweitenmal 
verloren; denn auch vor zwan­
zig Jahren, während der Volks­
abstimmung vom Januar 1935, 
stand er an der Spitze des 
Kampfes gegen die Wiederver­
einigung. Wir werfen ihm heute 
keine Steine nach. Denn er hat 
das Verdienst, aus seiner Nie­
derlage sofort die Konsequen­
zen gezogen zu haben. Er trat 
zurück und hat dadurch den 
reibungslosen Übergang zur 
Neubildung einer Regierung er­
möglicht, die dem Willen des 
Volkes entspricht

Saarbrücken—-Borns—Paris
Ar, der Lösung der Saarfrage 

unmittelbar beteiligt sind das 
Saargebiet, die Bundesrepublik 
und Frankreich. Wenn man die 
Reaktionen überprüft, die das 
Votum vom 23. Oktober ausge­
löst hat, dann ist mit Befriedi­
gung festzustellen, daß diese

drei Beteiligten wirklich reali­
stisch und besonnen geblieben 
sind. Das gilt für Saarbrücken, 
wo man auf billigen Triumph 
verzichtete und — mit freund­
schaftlicher Geste nach Frank­
reich — nur die Entspannung 
genoß, die das Votum zur 
Folge hatte. Das gilt ferner für 
Bonn — und auch für Paris, 
wo die Bewahrung der Beson­
nenheit am schwierigsten war. 
Auch Frankreich hat gegenüber 
der neuen Lage an der Saar 
eine realistische Haltung ge­
zeigt, und es besteht auf deut­
scher Seite aller- Grund, das 
dankbar anzuerkennen.

Grobe publizistische Entladun­
gen kamen nur von englischen, 
amerikanischen und auch von 
einigen „neutralen“ europäi­
schen Blättern. Es sind Zeitun­
gen, die früher niemals auch 
nur ein einziges Wort der Kri­
tik gegen die undemokratischen 
Zustände an der Saar gerichtet 
haben. Sie schwiegen hierüber, 
obwohl doch ihr sozusagen 
patentiertes demokratisches Ge­
wissen gründlich verletzt sein 
mußte. Während sie also da­
mals stumm blieben, nennen 
sie heute das, was an der 
Saar einem natürlichen Heimat- 
gefühl entspringt, „nationali­
stisch“ ; was der Unterdrückung 
der staatsbürgerlichen Freiheit 
widerstrebte, nennen sie „natio­
nalsozialistisch“, und was an 
einer uralten organischen Ord­
nung festhielt, das ist ihnen 
eins antieuropgische Bosheit

Wenn es im Gegensatz zu die­
sen aufgeregten Entstellungen 
erfreulicherweise in Saarbrük- 
ken, Bonn und Paris einen 
D r e i k l a n g  d e r  V e r ­
n u n f t  gegeben hat, so sollte 
man ihn weiter pflegen. Er ist 
nämlich ein Hinweis auf Mög­
lichkeiten und Notwendigkeiten, 
die im Hinblick auf eine neue 
solidarische Lösung der Saar­
frage schonend gefördert wer­
den müssen. Es ist der Drei­
klang der unmittelbar Beteilig­
ten, der die Erwartung gestat­
tet, daß sie — Saarbrücken, 
Bonn und Paris — nun mög­
lichst ohne jede fremde Hilfa 
gemeinsam in der Saar das- in 
Ordnung bringen, was neu ge­
ordnet werden muß.



Sowjetunion 
bleibt verantwortlich
Moskau (D PA ). D ie  drei W est- 

machte haben in gleichlautenden 
Noten au die Sowjetunion ihre 
Ansicht bekräftigt, daß nicht die 
Regierung der „D B B “ , sondern 
die Sowjetunion dafür verant- 
wortlieh ist, den freien Verkehr 
zwischen der Bundesrepublik und 
Berlin aufrechtzuerhalten.

D ie Noten -wurden im  sow je­
tischen Außenministerium über­
geben und sind die Antw ort auf 
eine Note der Sowjetunion vom
18. Oktober. Darin hatte die So­
wjetunion erklärt, daß Ser m ili­
tärische Verkehr der drei W est­
mächte zwischen Westdeutsch­
land und Berlin  w eiter von den 
sowjetischen M ilitärbehörden in 
Deutschland kontrolliert werden 
würde. Davon abgesehen werde 
jedoch die „Regierung der D D R  
dis Hoheitsrechte auf dem unter 
ihrer Souveränität stehenden 
Gebiet ausüben".

100000 neue Arbeitsplätze für Berlin
Zusagen der Bnudesregiernng — Aocb Hille aas den USA
Bonn (Eigenmeldung). —  D ie 

Bundesregierung is i entschlos­
sen, auch w eiterhin in  Susam- 
menarbeit m it dem Berliner Se­
nat alles zu tun, nm der Sonder­
lago Berlins gerecht zu werden. 
Dies hat Bundesfinanzminister 
Schaffer vor dem Bundestag er­
klärt.

Dar M in ister sagta im  Rah­
men der Debatte über den B er­
liner Aufbauplan, daß bisher 
fü r den Fün f jahresplan dis B e­
reitstellung von 1470 M illionen 
D-M ark aus Haushaltsmitteln 
des Bundes und von 1640 M il­
lionen D M  aus M itteln  des M ar­
shallplanes vorgesehen sei. Nach 
den W orten Schaffers kann der 
T e il des Planes, der die Schaf­
fung von 100 000 neuen A rbeits­
plätzen in W estberlin  vorsieht, 
als finanziell gesichert betrachtet

Eine Million in einem Jahr
Immer mehr Beschäftigte im Bundesgebiet

Nürnberg (Y W D ). In  der Bun­
desrepublik waren Endo Sep­
tember 1955 nach Angaben der 
Bundesanstalt fü r Arbeitsver­
m ittlung und Arbeitslosenver­
sicherung in Nürnberg 17,8 M ill. 
Menschen beschäftigt; es sind 
fast eine M illion  mehr als zu 
gleicher Zeit des Vorjahres.

D iese Zunahme von 5,8 P ro ­
zent w ar größer als 1953 auf 
1954 (4,9 Prozent) und größer 
als von 19-52 auf 1953 (3,8 P ro ­
zent). D ie Zunahme der Be­
schäftigten um fast eine M illion  
in einem Jahr verteilt sich mit 
328 000 Personen auf den Rück­
gang der Arbeitslosigkeit, m it 
300 000 auf eine Mehrbeschäfti- 
gung von Frauen, m it 230 000 
auf den Zugang männlicher Ju­
gendlicher und m it rund 115 000 
auf die Zuwanderung aus der 
Sowjetzone. D ie Zunahme der 
Beschäftigten gegenüber 1930 
beträgt etwa 36 Prozent.

N euer Bundesratssaal
Bonn (Eigenm eldung). Zum 

erstenmal tagte der Bundesrat 
in  der vergangenen Woche in 
seinem neuen Sitzungssaal, der 
aus einer Erweiterung und Um­

gestaltung des alten Saales im 
Bundeshaus entstanden ist. P rä ­
sident von Hasseil sagte zu Be­
ginn der Sitzung m it einem H in ­
w eis au f die Länderwappen, die 
an der Stirnwand des in  W eiß 
und Gold gehaltenen Saales an­
gebracht sind: „W ir  hoffen, daß 
auch die Wappen der übrigen 
deutschen Länder bald als Zei­
chen der W iedervereinigung an 
dieser Stelle eingemeißelt w er­
den können.“

werden. Uber eine zusätzliche 
W irtschaftshilfe der U SA fü r 
Berlin  in  Höhe von 100 M illionen 
D M  w erde zur Zeit noch ver­
handelt.

Es wurde ferner ein von A b­
geordneten a ller Fraktionen Un­
terzeichneter Antrag angenom­
men, fü r einen gesamtdeutschen 
städtebaulichen Ideenwettbewerb 
„Hauptstadt Berlin“  350 000 DM  
und fü r einen Ärchitekten- 
W ettbewerb „W iederherstellung 
Reichstagsgebäude“  60 000 DM  
in den Bundeshaushalt einzu­
setzen.

Vizekanzler Blücher betonte 
m it Nachdruck, sowohl die R e ­
gierung als auch alle Parteien 
wüßten, daß der außenpolitische 
Kam pf der Bundesrepublik ohne 
die Behauptung eines lebens­
kräftigen  Berlin verloren sei.

Falsche Spekulationen
Glücksburg (Ostsee), (D PA ). 

D er Vorsitzende der CDU/SCU- 
Bundestagsfraktion, Dr. Krone, 
hat in  Glücksburg au f einer 
CDU-Versammlung erklärt, So­
wjetrußland irr t  sich, wenn es 
auf die „Nach-Adenauer-Zeit“ 
wartet und hofft, daß seine Eu­
ropapolitik  dann zum Zuge 
kommt. Spekulationen darauf, 
daß die „jüngeren Männer“ der 
CDU eine andere L in ie  als der 
Bundeskanzler verfo lgen  w ür­
den, seien falsch. Genau so ver­
kehrt seien Zw eife l an der 
Bündnistreue der Bundesrepu­
b lik  gegenüber der fre ien  Welt..

Ära Hoffman n beendet
LanätagswaMee am IB. Dezember

Saarbrücken (E igenbericht). — 
Schnelle? als d ie kühnsten Opti­
misten je  zn hoffen wagten, sind 
im  Saargebiet w ieder normale 
demokratisch© Zustände einge­
treten. Das Reg im e Koffmann, 
das durch den Ausgang der 
Volksabstimmung über das Saar­
statut seinen Todesstoß erhielt, 
gehört bereits der Vergangen­
heit an. 3

Eine neue Regierung, an ihrer 
Spitze der 67jährige Präsident 
des Landes Versicherungsamtes, 
Heinrich Welsch, hat m it der 
A rbeit begonnen. Sie ist als 
Übergangskabinett bis zu den 
neuen Landtags wählen am 18.

Dezember gedacht. Welsch, der 
das Vertrauen sämtlicher P a r­
teien im  Saarland genießt, be­
zeichnet© es in  seiner R eg ie­
rungserklärung als erstes Ziel, 
den bei der Abstimmung zum 
Ausdruck gebrachten W illen  der 
Bevölkerung zu verwirklichen. 
A lle  Anstrengungen seien darauf 
gerichtet, der Befriedung und 
dem Ausgleich zu dienen.

D ie neue Regierung wurde 
vom  Landtag bestätigt. B is zum 
Zeitpunkt seiner Auflösung am 
17. Dezember darf der alte Land­
tag nur Anträge bearbeiten, die 
ihm von der Übergangsregie­
rung zugeleitet werden.



Lehrjahre stark erleichtert
Neue Schutzbestimmungen für Jugendliebe 

Bonn. (E igenm eldung). D ie neuen Sclmtzbestiminungen eines 
Jugendarbeit-Schutzgesetzes sind in Bonn bekanntgegeben 
worden. M it dem Gesetz, das im  Entw urf vom Bundesarbeits- 
ministerium angeliefert wurde, w ird  sich das Parlam ent im 
kommenden Jahr beschäftigen. Danach soll die tägliche 
A rbeitszeit a ller Jugendlichen zwischen 14 und 18 Jahren in 
Zukunft sieben Stunden nicht überschreiten.

D ie wöchentliche A rbeitszeit zent des Entgelts gegeben wer- 
dürfe nicht über 42 Stunden 
hinausgehen, fa lls  die Jugend­
lichen nicht schon eine Gehil­
fenprüfung abgelegt haben. In  
einem solchen Falle können sie 
täglich acht oder wöchentlich 
48 Stunden beschäftigt werden.

E ine Mehrarbeit über die g e ­
setzlich festgelegte Zeit hinaus 
w ird  durch besondere Bestim ­
mungen über Mehrarbeits­
entgelte erschwert. Dem Ju­
gendlichen muß fü r die Mehr-

den, das er normalerweise für 
d ie gleiche Zeit erhält. Erhält 
der Jugendliche eine monatliche 
Erziehungsbeihilfe, so hat der 
A rbeitgeber fü r jede Stunde

M ehrarbeit einen Zuschlag von 
1 Prozent dieser Beih ilfe zu 
zahlen.

12 Stunden Freizeit
Das Gesetz bestimmt ferner, 

daß dem Jugendlichen eine un­
unterbrochene F reizeit von m in­
destens 12 Stunden gewährt und 
die Zeit fü r einen sechsstündi­
gen Berufsschulunterricht als 
Arbeitszeit angerechnet werden 
muß. In  der Zeit zwischen 
20 Uhr und 6 Uhr dürfen Ju­
gendliche überhaupt nicht be­
schäftigt werden.

Marokkolösung zeichnet sich ab
Beh Jussef wieder

Paris (Eigenbericht). Im  M a­
rokkokonflikt zeichnet sich die 
Aussicht auf eine Lösung ab. 
Seine M ajestät Mohammed V. —  
w ie  Ben Jussef je tzt w ieder g e ­
nannt wird. —  wurde von Außen­

arbeit ein Zuschlag von 25 P ro - m inister P inay, der eigens aus

Bedingungen für Botsctiafierausfausch
Bonn fordert von Moskau absolute Gleichstellung

Bonn (Eigenm eldung). D ie 
Sow jetregierung hat die Bun­
desregierung um ihre Zustim­
mung zur Ernennung des 
stellvertretenden sowjetischen 
Außenministers W alerijan  Ä lex- 
androwitseh Sorin zum Bot­
schafter in  Bonn gebeten. Sorin, 
der im 53. Lebensjahr steht, 
w ar 1948 fü r zehn Tage von sei­
ner Regierung nach P ra g  ent­
sandt worden. Während dieser 
Zeit ereignete sich der Umsturz 
in der Tschechoslowakei.

W ie  verlautet, ist das E r­
suchen der Sow jetregierung 
schon vo r zwei W ochen in Bonn 
eingegangen, aber bisher ge- 
heimgehalten worden. Das A gree­
ment dürfte nicht vor dem A b ­
schluß der Pariser Vorbespre­
chungen fü r die Einrichtung der 
beiderseitigen Botschaften er­
teilt werden. Diese Besprechun­
gen können unter Umständen 
längere Zeit dauern, da die 
Bundesregierung sehr bestimmte 
Bedingungen stellt. Es ist zum 
Beispiel bekannt, daß die aus­
ländischen Botschaften in Mos­
kau durchweg keine eigenen 
Chauffeure haben, sondern Rus- 
sen in dieser Stellung beschäf­
tigen. D ie Bundesregierung w ill 
dagegen eigene Chauffeure nach 
Moskau schicken, falls die So­
w jetregierung darauf besteht,

russische Chauffeure in Bonn zu 
beschäftigen.

Ein w eiterer wesentlicher 
Punkt ist der U m fang der bei­
den Botschaften. Auch h ier w ill 
die Bundesregierung auf dem 
Grundsatz der absoluten Gleich­
stellung bestehen. Um die so­
w jetische Zustimmung zur E r­
nennung eines deutschen Bot­
schafters ist noch nicht nach­
gesucht worden. Es g ilt  in 
Bonn aber als einigermaßen 
sicher, daß die Bundesregierung 
den jetz igen  Botschafter m 
Tokio, Dr. K ro ll, nach Moskau 
entsenden w ill.

Qstwafien fast verschenkt
W ashington (A P ). D ie ägyp ti­

schen W affeneinkäufe bei den 
Ostblockstaaten, die die neuer­
lichen Spannungen im Nahen 
Osten hervorgerufen und die 
westliche W e lt beunruhigt ha­
ben, "sollen sich nach Berichten 
diplomatischer Kre ise auf einen 
Gesamtwert von 80 Millionen 
D ollar belaufen. Dabei soll für 
einzelne W affen  angeblich nur 
ein Zehntel des Preises berech­
net werden, den die westlichen 
Länder verlangen würden.

„Seine Majestät“
Genf herbeigeeilt war, in dem 
Sommerscklößchen Celle St.Cloucl 
empfangen.

In  einem Kommunique wurde 
später m itgeteilt,, daß die Un­
terredung im  Geiste der V er­
ständigungsbereitschaft verlau­
fen sei und die Möglichkeiten 
einer günstigen Entwicklung der 
französisch-marokkanischen Be­
ziehungen verstärkt habe.

Auch weite Kreise der fran­
zösischen Bevölkerung, die von 
einer Rückkehr Ben Jussefs aut 
den Thron eine Katastrophe be­
fürchteten, sehen heute in sei­
ner W iedereinsetzung die ein­
zige  M öglichkeit fü r eine Beru­
higung des Landes. Der Pariser 
Regierung bietet sich in Ben 
Jussef der lange vermißte Un­
terhändler an, der das V er­
trauen der Bevölkerung besitzt, 
m it Frankreich über die unauf­
schiebbare Neuordnung des fran­
zösisch-marokkanischen Verhält­
nisses zu verhandeln. W ie das 
bisher über die Absichten Ben 
Jussefs bekannt wurde, zeigt, 
daß er die extremen Forderun­
gen der panarabischen Kreise in 
K a iro  von sich w eist und noch 
fü r  lange Zeit die Zusammen­
arbeit Marokkos mit Frankreich 
als unerläßlich fü r sein Land 
betrachtet. Man erwartet, daß 
Ben Jussef — ihm wurde der 
reizende Pavillon  H enri IV . in 
St. Germain als Residenz zuge­
wiesen —  noch vor seiner Rück­
kehr nach Marokko die V er­
handlungen m it Frankreich über 
die Beseitigung des P rotek to­
ratsvertrages aufnehmen wird. 
Ähnlich w ie Tunis soll auch M a­
rokko eine weitgehende Selb­
ständigkeit im Rahmen der fran­
zösischen Union erhalten.



Perspektive 1 9 5 6 : Rationierung bleibt
Neuer Fünfjafarplan sieht keine Schließung der Preisschere vor

In  wenigen Tagen beginnt in 
der Zone eine großangelegte T o - 
pularisiCTiingskanipagne fü r den 
neuen Fünfja iuplan. A u f E in­
wohner- und Betriebsversamm­
lungen soll die Bevölkerung die­
sen bisher dritten „Volksw irt­
schaftsplan“ diskutieren. D ie 
Agitatoren gehen zu diesen V er­
sammlungen mit einer festge­
legten Argumentations - R icht­
linie, die sieh bereits in den 
Händen der SEB-Kreisleitungen 
befindet. Nichts wäre also natür­
licher, als daß sich auch die Be­
völkerung, die diese Versamm­
lungen nicht umgehen kann, 
über ihre Fragen  an di'e Bedner 
schlüssig w ird. Denn so w en ig 
den einzelnen die SED-PIanung 
interessiert, so entscheidend 
w ird die Planung der kommen­
den fünf Jahre fü r seinen L e ­
bensstandard sein.

Um es vorw eg zu verraten: 
Die. Argumentationsanweisung 
des SED-Zentralkomitees vom 
“ 6. Oktober enthält keine Sprach­
regelung fü r die beiden wich­
tigsten Anliegen der Bevölke­
rung: 1. Aufhebung der R a tio ­
nierung und 2. Schließung der 
Preisschere Konsum—HO.

Appell an die Vergeßlichkeit
W em die Entwicklung noch er­

innerlich ist, der weiß, daß der 
jetzt ablaufende Fünfjahrplan 
m it dem Versprechen populari­
siert worden ist, daß noch wäh­
rend seiner Durchführung die 
Rationierung aufgehoben werden 
sollte und die H O -Preise den 
Kartenpreisen angeglichen w ür­
den. D ie damaligen SED-Fropa- 
gandisten sprachen von etwa 
v ie r  bis sechs rasch aufeinander­
folgenden Preissenkungen, die 
eine solche Schließung der un­
natürlichen Preisschere erm ög­
lichen würden. In  zahlreichen 
Grundsatzerklärungen haben die 
Regierungs- und Parteiführer 
diese w irtschaftliche Perspek­
tive unterstrichen.

Die SED appelliert heute an 
unsere Vergeßlichkeit. Gestern 
aber hat sie uns das alles ver­
sprochen. Und nur unter dieser 
Perspektive wurden die o ft un­
menschlichen Anstrengungen des 
laufenden Planes sanktioniert. 
Warum aiso soll .man das jetzt 
auf den kommenden Versamm­
lungen verschweigen,

1951 haben vie le an die N or­
malisierung des Lebens in der 
Zone geglaubt. Man hatte — 
wenn auch etwas spät —  den 
nackten H unger überwunden und 
hoffte nun wenigstens annähernd 
jenen Lebensstandard zu errei­
chen, den es im W esten Deutsch­
lands seit Jahren gab. Da gab 
Ulbricht auf der I I .  SED-Partei- 
konferenz im  Juli 1952 den „A u f­
bau des Sozialismus" bekannt, 
der a lle Hoffnungen in weite 
Ferne rückte. Der Juni-Aufstand 
ein Jahr später —  w ar die 
Quittung fü r die Vermessenheit 
der SED und gleichzeitig der g e ­
naue Mittelpunkt dieses Fün f­
jahrplanes!

M it dem „Neuen K u rs" fo lgte  
eine F lu t neuer Versprechungen. 
W er  w eiß  nicht mehr, w ie alle 
Leute A n fang 1954 gutgläubig 
auf die Aufhebung der Karten­
bewirtschaftung hofften? Und w ie 
sie anderthalb Jahre auf eine 
längst fä llig e  Preissenkung 
warteten, deren Durchführung 
schließlich als blanker Hohn be­
trachtet werden mußte? „1955 
werden w ir  die Lebensm ittel­
karten ins Museum stellen !“ 
sagten die „Nationale F r o n f-  
Aufklärer und die Karikaturi­
sten zeichneten optimistisch ei­
nen kleinen Jungen, der im 
Jahre 1956 eine alte Fleischkarte 
betrachtete: „Vati, was is ’n das?"

A u f den kommenden V er­
sammlungen hat die Bevölke­
rung nun Gelegenheit, diese 
D inge anzuschneiden. Sie kann 
es m it um so größerem  Spaß

Zuge des sich steigernden 
Kam pfes der Pankower Macht­
haber gegen die Kirchen ist die 
Sonntags-Ausgabe der evangeli­
schen Wochenzeitung „Potsda­
mer K irche“ und die Ost-Aus­
gabe des evangelischen Sonn­
tagblattes „D ie K irche“ be­
schlagnahmt worden.

Beide B lätter enthielten die 
Veröffentlichung des Offenen 
Briefes, den Bischof D. Dibelius 
an die E ltern der Konfirm an­
den in  Berlin-Brandenburg ge­
richtet hat. ‘ Darin waren die 
Eltern aufgefordert worden,

tun, als war ih r versichern kön­
nen: D ie SED-Agitatoren wissen 
darauf nichts zu sagen! Denn 
der neue P lan  sieht D inge w ie 
Aufhebung der Ration ierung und 
Ende des HO-Wuchers nicht vor.

Im  Gegenteil: W ie  einzelne 
HO-Funktionäre erklärten, sieht 
der neue Haushaltsplan eine 
H O-Akzise vor, die fast das 
Doppelte von der des Jahres 
1952 beträgt. Das heiß t: 1952 
entfiel auf jeden Einwohner der 
Zone —  vom  Säugling bis zum 
Greis —  eine Summe von 220 
Ostmark, die er durch Einkäufe 
in  der HO  über den normalen 
Konsumpreis hinaus entrichten 
mußte. 1953 waren es bereits 
302 Ostmark pro K o p f der B e­
völkerung und 1956 sollen es 
w e it über 400 Ostmark sein!

A ls  Vergleich : Jeder 'Zonen­
bewohner zahlt durchschnittlich 
an HO-Aufschlägen fü r „fre i 
verkäufliche“ W aren mehr als 
das Doppelte seiner Lohnsteuer. 
W ürde die Rationierung aufge­
hoben, sparte er künftig jähr­
lich pro K o p f der Fam ilie rund 
400 Ostmark. Bedenkt man da­
bei, daß der große K reis der 
Funktionäre m it ihren Sonder­
zuwendungen und hohen Karten- 
einstufung-en gar nicht nötig hat, 
Lebensm ittel in der HO einzu­
kaufen, w ird  dieser Betrag für 
den Normalverbraucher weitaus 
höher.

Das ist nur ein w inziger Aus­
schnitt aus den Überlegungen, 
die man sich zum neuen Fün f­
jahrplan der SED machen sollte.

„keine Kompromisse mit dem 
Atheismus zu schließen" und 
den' Kindern bei der Ablehnung 
der Jugendweihe w eiter beizu­
stehen.

Neuer Flüchilingsstrom
Berlin (D PA ). Der Oktober 

hat neue starke Zugänge von 
Flüchtlingen aus der Sow jet­
zone und Ostberlin gebracht. 
2 1  5 3 7  Flüchtlinge wurden im 
Oktober im Durchgangslager 
Marienfelüe registriert. Das sind 
über 3 0 0 0  Flüchtlinge mehr als 
im September.

Pankow verstärkt Kirchenkampf
Berlin  (Eigenmeldung/epd). Im



Prüfstein 20, Jul! 1944
Abgrenzung nacb „rechts“ — Junge Union tagt©

Berlin  (E igenbericht). D er moderne Hörsaai der Freien  Uni­
versität, in dem sich die Junge Union zu einer Landeskonferenz 
traf, meist Zwanzig- bis D reiß igjährige, im  Fragen  der A b­
grenzung nach „rechts“  und „links“  zu besprechen, bot zwar 
eine glänzende Akustik, w irk te aber dafür streng, ernüchternd. 
So w ar d ie Tagung durch den äußeren Rahmen mitbestimmt. 
K e in e  leidenschaftliche Debatte, sondern sachliche Argumenta­
tion stand im  Vordergrund, in  Anbetracht der Themen nur 
ein Vorteil.
Sowohl das Referat über das 

Verhältnis der CDU zur SPD  
(D r. Kotow sk i) als auch das 
folgende über die Abgrenzung 
gegen  rechtsstehende Parteien 
und Organisationen (Abg. Ben- 
da) haben auch tatsächlich zu 
einer vom Vorsitzenden Klauck 
zuvor proklamierten notwendi­
gen „K larheit in unseren R e i­
hen“  geführt. Da das Zweipar­
teiensystem in Deutschland 
(SPD  und CDU) grundsätzlich 
befürwortet wurde, mußte eine 
Zusammenarbeit m it der SPD 
zumindest theoretisch fü r m ög­
lich gehalten -werden. W eit 
komplizierter hingegen war die 
Abgrenzung nach „rechts“ . Bei 
der Ablehnung des Radikalis­
mus kam man zu dem P ro ­
blem, ob die wenigen Unbelehr­
baren zur „M itte“ gezogen w er­
den könnten, ohne daß man 
einer Gefahr der Unterwande­

F o r t s e t z u n g  v. S e i t e  1

D er große Unterschied in der 
Lebenshaltung erg ib t sich daher 
erst aus dem sowjetzonalen 
Preissystem, das zwar die auf 
Karten  bezogenen W aren etwas 
b illig e r  zur Verfügung stellt 
(m it Ausnahme von Margarine, 
Schmalz und Süßwaren) als ähn­
liche W aren im  W esten kosten, 
den „W ahlbedarf“ , der zur E r­
gänzung des Existenzmimums 
aber dringend notwendig ist, 
aber um so k rä ftiger verteuert. 
D ie HO-Preise, die in  der DGB- 
Denkschrift in drei ganzseitigen 
Tabellen  dargeboten ynd mit 
"Westberliner Preisen verglichen 
werden, verringern die K au f­
k ra ft des Geldes, das in  der so­
wjetzonalen Lohntüte enthalten 
ist, gewaltig. Dafür ein ige B ei­
spiele: die H O -Preise liegen um 
180 Prozent über den W estber­
liner Preisen bei Vollm ilch, um 
287 Prozent bei Reis, um etwa

rung durch radikale Elemente 
ausgesetzt sei.

A ls  Prü fste in  forderte Benda 
z. B. ein Bekenntnis zum 20. Juli 
1944. W er ihn ablehne, m it dem 
könne man nicht Zusammen­
arbeiten. Das gleiche gelte, w er 
nicht bereit sei, jedem  A n ti­
semitismus entgegenzutreten.

. Im merhin herrschte, als je ­
mand von der Zivilcourage 
sprach und warnte, den Idealis­
mus zu töten, andächtiges 
Schweigen. Idealismus und 
Zivilcourage? Es w ar ohne 
Zw eife l ein Verdienst des V or­
sitzenden der Jungen Union 
Deutschlands, Dr. Stoltenberg 
aus K ie l, daß er indirekt auf 
diese Fragen  einging.

D ie Feststellung Stoltenbergs, 
„w ir  können noch nicht von 
einer grundlegenden politischen 
Erneuerung sprechen“ , w ar eine 
gute Ergänzung der vorausge­

107 bis 140 Prozent bei Fleisch, 
um 44 Prozen t (Salzhering) bis 
138 Prozen t (Seelachsfilet) bei 
Fisch, um SO Prozen t (Nudeln) 
b is 120 Prozen t (Makkaroni) bei 
Teigwaren, um 281 Prozen t bei 
Kaffee, um 611 Prozen t bei K a ­
kao. Selbst beim  Gemüse waren 
die Pre ise  durchweg höher, 
nämlich um 7 Prozen t bei Spi­
nat, 29 Prozent bei Tomaten, 
49 Prozen t bei Mohrrüben, 98 
Prozen t bei Blumenkohl und 
220 Prozen t bei Zwiebeln.

Bei Oberbekleidung lagen die 
H O -Preise um 121 Prozen t (Da- 
menbluse Perlon ) b is 247 P ro ­
zent (Herrensakko, Mischgewe­
be) über den W estberliner P re i­
sen. Im  Bereich des „W ahlbe- 
darfs“ , d. h. derjenigen Güter, 
die über das Existenzminimum 
hinausgehen, entspricht daher 
die Ostmark nur einer K au f­
k ra ft von 44 W estpfennigen, 
während sie beim  „Zwangsbe­

gangenen Referate. Zehn Jahre, 
1945 bis 1955, sind in  der Ge­
schichte kein großer Zeit­
abschnitt. In  der WTeimarer R e­
publik haben ähnliche Jugend­
organisationen leidenschaftlich 
um die Anerkennung der Demo­
kratie diskutiert. F ü r die heu­
t ig e  junge Generation ist diese 
Demokratie da und anerkannt, 
und man ist sachlich-nüchtern 
genug, um sich nun in  engeren 
Grenzen m it ihrem praktischen 
Ausbau zu beschäftigen.

A n griff auf die 
Lehrfreiheit

Berlin (Eigenmeldung). Dia 
Verurteilung des katholischen 
Geistlichen, Kaplan W ilhelm  
Hohn, durch ein Sowjetzonen- 
Gericht zu neun Monaten Ge­
fängnis wegen „N ötigu ng" ist in 
Berliner katholischen Kreisen 
m it größter Entrüstung aufge­
nommen und als A n griff auf die 
Leh rfreiheit der K irche gewertet 
worden.

D ie Berliner katholische W o- 
chenzeitung „Petrusblatt“ be­
zeichnet das U rte il des Gerichtes 
in Parchim  (Mecklenburg) als 
„antireligiöse Propaganda unter 
juristischen Vorwänden“ . Dieser 
Prozeß habe nichts m it einer 
Rechtsprechung zu tun.

darf", der weitgehend rationiert 
zugeteilt w ird, einer Kau fkraft 
von 86 W estpfennigen entspricht.

Das bew irkt, daß der Lebens­
standard einer Ostberliner A r ­
beiterfam ilie, deren Haushalts­
vorstand normal arbeitet, den 
Richtsatz der W estberliner So­
zialunterstützung nur um 23 P ro ­
zent übersteigt. D er entspre­
chende Lebensstandard in der 
Sowjetzone w ar sogar nur um 
16 Prozen t höher als derjenige 
der Sozialunterstützten in  W est­
berlin. W ird  dis K au fkra ft der 
westdeutschen. Arbeitsverdienste 
insgesamt gleich 100 gesetzt, fo l­
gert der DGB aus seiner U nter­
suchung, so beträgt der R ea l­
lohn (d. h. das, was man mit 
dem Verdienst kaufen kann) in 
W estberlin  95 Prozent, in  Ost­
berlin  68 Prozent, aber in  der 
Sowjetzone nur noch 64 Prozent. 
M it dieser Feststellung des DGB 
dürfte fü r jeden Arbeitnehmer 
das U rte il über das Sozial- und 
W irtschaftssystem  von Pankow 
eindeutig gesprochen sein.

Ostberlin bestellt die Probe nicht



B IL D  D E S  W O C H E: F re u d en fc u n d g eb u n g  in  C a sa b la n c a  an läß lich  d e r  R ü c k k e h r  d e s  S u l­
ta n s  v a n  M a ro k k o , B e n  Jo s se f , a a s  d e m  E x il in  M a d a g a sk a r  n ach  F ra n k re ic h ,



Neue Energiequellen entdeckt
Forsehertraum verwirklicht — Sensationelles Experiment 
Mainz (D P A ). E in über 100

Jahre alter Traum weitsehauen- 
der Naturforscher, d ie Idee der 
kalten Verbrennung, ist ver­
wirklicht.

V or der Akademie, der "Wis­
senschaften und der L iteratu r 
in Mainz führte deren P rä s i­
dent, P ro f. Dr. Eduard Justi 
(Technische Hochschule Braun­
schweig), zum erstenmal im 
Experiment m it einem Brenn­
stoffelement vor, w ie man durch 
eine umkehrbare Vereinigung 
von Wasserstoff und Sauerstoff 
bei Zimmertemperatur elek­
trische Energie m it etwa 70 P ro ­
zent W irkungsgrad gewinnen 
kann. (M it dem W irkungsgrad 
w ird  bei Maschinen und Appa­
raten das Verhältnis ihrer tat­
sächlichen Leistung zu der für 
ihren Betrieb aufgewendeten 
Energie bezeichnet. Verbren-

nungskraftmasehinen erreichen 
z. B. bisher nur einen W ir ­
kungsgrad von rund 40 Prozent.)

M it  diesem geglückten Expe­
riment ist die unmittelbare Um ­
wandlung der chemischen Ener­
g ie  in  elektrische Energie ohne 
den verlustreichen U m w eg über 
die m inderwertige W ärmeener­
g ie praktikabel geworden.

Die Krankheit des 
Kanzlers

Bonn (Sigenmeldung). Bewußte 
Falschmeldungen des sow jet­
zonalen Rundfunks sollten den 
Eindruck erwecken, als oh der 
Gesundheitszustand des Bundes­
kanzlers ernsthaft gefährdet sei. 
Demgegenüber ist festzustellen, 
daß keinerlei Anlaß zur Sorge 
bestand. D ie Gesundung des 
Kanzlers macht normale und 
gute Fortschritte.

Erstes Focke-Wulf-Flugzeug
Reisemascliine in Serienproduktion

Bremen (D P A ). Das Focke- 
W u if-W erk  in  Bremen hat in 
diesen Tagen m it dem Bau des 
ersten Ileiseflugzeuges in 
Deutschland seit K riegsende 
begonnen.

Es ist die von P ro f. Blume in 
Duisburg konstruierte B L  502, 
eine einmotorige Maschine m it 
v ier Sitzen, die vor allem Indu-

Lufthansa jetzt mit deutschen Piloten
Hamburg (D PA ). Seit Montag 

be fliegt die Lufthansa ihre in­
nerdeutschen L in ien  ausschließ­
lich m it deutschen Besatzungen. 
B isher steuerten britische oder 
amerikanische Flugzeugführer 
die Maschinen, während die 
deutschen K o llegen  nur als K o ­
p ilo ten  m itflogen. D ie erste 
Lufthansa-Maschine, die am 
M ontag die Strecke Hamburg— 
Stuttgart—München unter deut­
scher Führung flo g , wurde von 
zw ei Bayern gesteuert.

Seit M ontag ist auch die 
Stadt Stuttgart an das F lugnetz 
der Lufthansa angeschlossen.

Europa-Tarif
Frankfurt/Main (V W D ). An 

Stelle der mehr als 50 Tarife, 
die gegenw ärtig  fü r den Reise- 
verkehr in Europa in K ra ft  sind, 
w ird  zur Zeit im  Internationalen 
Eisenbahnverband ein ,;gemein-

samer europäischer T a r if“ fü r 
den Reiseverkehr ausgearbeitet, 
der am 1. März 1956 in K ra ft  
treten soll.

Mit Motorrad aufs Nebelhorn
Oberstdorf (D P A ). E ine nicht 

alltägliche Leistung vollbrachte 
der M otorrad-W eltm eister W er­
ner Haas. E r  erkletterte ohne 
fremde H ilfe  das 2224 M eter 
hohe Nebelhorn nicht etwa als 
Fußgänger, sondern m it einem 
250-ccm-Motorrad. D ie serien­
m äßige Maschine war, um sie 
den besonderen Geländeverhält­
nissen anzupassen, m it einem 
größeren Zahnkranz und Stol­
lenprofilre ifen  ausgerüstet. D ie 
Strecke führte meist über Ge­
rö llfeder und schmale Grate. 
Am  gefährlichsten w ar ein 
40 m langer und nur 20 cm 
breiter Felsgra t zu befahren, 
der nach beiden Seiten einige 
hundert M eter t ie f abfiel.

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose F ilm vor­

führungen mit der. neuesten 
Wochenschauen werden lür Be­
sucher aus dem Ost sek tor Ber­
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  a m  N o l ­
l e  n d o r f  p 1 a t z  gezeigt. 
Täglich  ab 13 JJh£ iu ätünd-

striellen und Kaufleuten als 
R eiseflugzeug dienen soll. Der 
140-PS-Motor verleiht dem F lu g ­
zeug eine Reisegeschwindigkeit 
von 214 km/st. D ie  Reichweite 
beträgt rund lOO'O Kilom eter. 
W ie  verlautete, soll das F lu g ­
zeug in Serienproduktion ge­
baut und später auch exportiert 
werden. P ro f. Blume hatte vor 
dem K r ie g  das Reiseflugzeug 
Arado 79 konstruiert.

12 Atom explosionen
"Washington (A P ). In  der So­

w jetunion seien in den letzten 
dreizehn Monaten zw ö lf A tom ­
explosionen erfolgt, teilte der 
amerikanische Atomwissen­
schaftler Dr. Lapp mit.

licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde für Kinder 
aus dem Ostsektor und der Ost­
zone jeden Sonntag um 14 Uhr.

SSQ, herhören!
Der kleine TAG  w ird  ver­

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens 
w ird er auch dort gern 
gelesen.
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